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Drucksache Nr. 1215 


Zusammenstellung 

des 

Entwurfs eines Gesetzes 

zur Änderung des Umsatzsteuergesetzes 

- Nr. 420, 1123 der Drucksachen - 

und des 

Entwurfs eines Gesetzes 

zur Wiedereinführung der Befreiung nichtöffentlidier 
Schulen und Erziehungsanstalten von der Umsatzsteuer 

- Nr. 656, 1123 der Drucksachen - 

mit den 

Beschlüssen des Bundestages in zweiter Beratung. 

Unverändert nach den Beschlüssen des 1 1 , Ausschusses 
- Nr* 1123 der Drucksachen - bis auf die folgenden Artikel: 

Beschlüsse des 11. Aus- 
schusses : 

Artikel II 

Dieses Gesetz tritt am 1. Okto- 
ber 1 950 in Kraft, 

Artikel III 

1. Der vor dem 1. Oktober 
19 5 0 nadi dem bis dahin gemäß 
§ 7 Absatz 4 des Umsatzsteuer- 
gesetzes geltende Steuersatz von 
dreiunddreiviertel vom Hundert 
ist noch anzu wenden, wenn bei 
der Besteuerung nach den verein- 
nahmten Entgelten die Verein- 
nahmung des Entgelts, bei der 
Besteuerung nach vereinbarten Ent- 
gelten für die bewirkten Umsätze 
die Lieferung oder sonstige Leistung 
vor dem 1. Oktober 1950 er- 
folgt ist. Maßgebend ist die Be- 
steuerungsart, die für den Unter- 
nehmer am 1. September 1950 
galt. 


Beschlüsse des Bundestags 
in zweiter Beratung: 

Artikel II 

Dieses Gesetz tritt am 1. April 1951 
in Kraft. 

Artikel III 

1. Der vor dem 1. April 1951 
nach dem bis dahin gemäß § 7 
Absatz 4 des Umsatzsteuergeset- 
zes geltende Steuersatz von drei- 
unddreiviertel vom Hundert ist 
noch anzuwenden, wenn bei der 
Besteuerung nadi den vereinnahm- 
ten Entgelten die Vereinnahmung 
des Entgelts, bei der Besteuerung 
nach vereinbarten Entgelten für die 
bewirkten Umsätze die Lieferung 
oder sonstige Leistung vor dem 
1. April 1951 erfolgt ist. Maßge- 
bend ist die Besteuerungsart, die 
für den Unternehmer am 1. März 
1951 galt. 
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Beschlüsse des 11. Aus- 
schusses: 

2. Sind Leistungen aus Verträgen, 
die vor dem Inkrafttreten dieses 
Gesetzes abgeschlossen worden sind, 
nach Artikel I Ziffer 2 dieses Ge- 
setzes von der erhöhten Umsatz- 
steuer befreit, so ist der Unter- 
nehmer verpflichtet, dem Em- 
pfänger der Leistung einen Nach- 
laß vom Entgelt zu gewähren, der 
der Minderung der auf die Leistung 
entfallenden Umsatzsteuer ent- 
spricht. Dieser Anspruch bildet 
keinen Grund zur Vertragsauf- 
hebung. Vereinbarungen sind nich- 
tig, soweit sie dieser Vorschrift 
entgegenstehen. 


Beschlüsse des Bundestags 
in zweiter Beratung: 

2. Sind Leistungen aus Verträgen, 
die vor dem Inkrafttreten dieses 
Gesetzes abgeschlossen worden sind, 
nach Artikel I Ziffer 2 dieses Ge- 
setzes von der erhöhten Umsatz- 
steuer befreit, so ist der Unter- 
nehmer verpflichtet, dem Empfän- 
ger der Leistung einen Nachlaß 
vom Entgelt zu gewähren, der 
der Minderung der auf die Lei- 
stung entfallenden Umsatzsteuer 
entspricht. Dieser Anspruch bildet 
keinen Grund zur Vertragsaufhe- 
bung. Vereinbarungen sind nichtig, 
soweit sie dieser Vorschrift entge- 
genstehen. 


Bonn, den 21. Juli 1950 



